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Sehr geehrter Herr Prof. Freimuth, 
 
mit großer Sorge nimmt die IPPNW die Weigerung Ihrer Universität zur Kenntnis, den 
Kooperationsvertrag mit der Bayern Health Care AG offen zu legen. Als  
Friedensorganisation mit 7000 Mitgliedern befassen wir uns als „Ärzte in sozialer 
Verantwortung“ u.a. auch mit dem Einfluss der pharmazeutischen Industrie auf die Medizin 
sowie mit der zunehmenden Ökonomisierung des Gesundheitswesens.  
 
Sie begründen die Nicht-Offenlegung der Rahmenvereinbarung damit, dass von dieser 
Vereinbarung die Freiheit von Forschung und Lehre berührt werde, auf die der §22, Abs. 3 
des Informationsfreiheitsgesetzes von NRW keine Anwendung fände. Diese 
Rechtsauffassung wird, wie Sie wissen, von der Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit von NRW nicht geteilt, da im „Regelungsgerüst ‚Rahmenplanung’“ eher 
organisatorische Bedingungen und nicht  „Forschungsplanung“ im engeren Sinne zu 
erkennen seien. Sie hat der Universität Köln daher erst kürzlich empfohlen, dem 
Informationszugangsantrag, den einige Verbände gestellt hatten, zu entsprechen. Da die 
Universität Köln offenbar von Ihrer Rechtsauffassung nicht abweichen will, bleibt jetzt nur 
der Klageweg. 
 
Die Offenlegung des Rahmenvertrages, der eine „ privilegierte Partnerschaft“ zwischen 
der Universität und der Bayer Health Care AG in der Pharmaforschung vorsieht, wurde von 
einem  Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen gefordert, weil sie die 

Wissenschaftlicher Beirat
Dr. Jan van Aken 
Prof. Dr. Andreas Buro 
Dr. Dieter Deiseroth 
Prof. Dr. Dr. Hans-Peter Dürr 
Dr. Heinz Loquai 
Prof. Dr. Götz Neuneck 
Prof. Dr. Norman Paech 
Prof. Dr. Inge Schmitz-Feuerhake 
Prof. Dr. Otmar Wassermann 

Vorstand
Malte Andre 
Dr. Angelika Claußen 
Dr. Sabine Farrouh 
Matthias Jochheim 
Christoph Krämer 
Dr. Dieter Lehmkuhl 
Esther Tautz 
Reinhold Thiel 
International Councillor 
Dr. Helmut Lohrer 
Deputy International Councillor 
Dr. Eva-Maria Schwienhorst 
Ehrenvorstandsmitglieder 
Prof. Dr. Ulrich Gottstein 
Prof. Dr. Dr. Horst-Eberhard Richter 

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte 
für die Verhütung des Atomkrieges/ 
Ärzte in sozialer Verantwortung e. V. 
 
International Physicians for the Prevention  
of  Nuclear War (IPPNW) 

Körtestr. 10
10967 Berlin 
Telefon: 030/698 07 40 
Telefax: 030/693 81 66 
E-Mail ippnw@ippnw.de 
www.ippnw.de 

Ausgezeichnet mit dem 
UNESCO-Friedenspreis 1984  
und dem  
Friedensnobelpreis 1985 

 
Ehrenmitglieder Prof. Dr. Drs. h.c. mult. Bernard Lown, Prof. Dr.Metin Özek, Dr. Ingeborg Peters-Parow (†) 
Bankverbindung IPPNW Konto 2222210, Bank für Sozialwirtschaft, BLZ 100 205 00 
IBAN: DE39100205000002222210   BIC: BFSWDE33BER 



Unabhängigkeit der öffentlichen Forschung durch diese Vereinbarung potentiell gefährdet 
sehen und die Subsumierung öffentlicher Forschung unter wirtschaftlichen Interessen 
befürchten. Die Forderung nach Offenlegung ist wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung 
in den Leitmedien auf große öffentliche Resonanz gestoßen. Wir haben uns inzwischen 
diesem Bündnis angeschlossen.  
 
Wir möchten Ihnen die Gründe dafür darlegen:  
Auch wir sehen in der Freiheit von Forschung und Lehre ein hohes Gut, dem unsere 
Verfassung zu Recht einen großen Stellenwert zuweist. Aber diese Freiheit der Forschung 
wird heute primär nicht mehr vom Staat bedroht, sondern zunehmend von mächtigen 
wirtschaftlichen Interessen. Deren Akteure sind rechtlich ihren Aktionären und nicht dem 
Gemeinwohl verpflichtet. Hier ergibt sich grundsätzlich eine antagonistische 
Interessenlage zwischen der Universität, deren Forschung weit gehend öffentlich finanziert 
wird, und der Industrie.  
 
Eine Kooperation zwischen Universität und Industrie in der klinischen Forschung ist oft 
sinnvoll und notwendig. Eine Zusammenarbeit ist daher zu begrüßen, wenn sie zu 
beiderseitigem Vorteil ist und der Vorteil der Zusammenarbeit für die Universität im 
öffentlichen Interesse, d.h. in diesem Fall im Interesse öffentlicher Gesundheit liegt. Dem 
erwähnten konstitutiven Interessensgegensatz kann u.E. nur begegnet werden, wenn die 
Bedingungen der Zusammenarbeit transparent sind.  
 
Der Einfluss der pharmazeutischen Industrie auf die Medizin und die medizinische 
Forschung ist inzwischen enorm und gefährdet die Unabhängigkeit der Forschung und die 
Integrität des ärztlichen Berufsstandes, wie einschlägige Studien nahe legen. Industrie 
finanzierte klinische Studien werden inzwischen – im Gegensatz zu früher – weit gehend 
durch die Industrie kontrolliert: vom Studiendesign, über die Auswertung bis zur 
Publikation. Akademische Forscher sind oft nicht mehr Herr über die Studien und ihre 
Ergebnisse. Um den wirtschaftlichen Erfolg eines Medikamentes nicht zu gefährden 
werden negative Studienergebnisse häufig unterdrückt, Informationen über gefährliche 
unerwünschte Arzneimittelwirkungen zurückgehalten, für den Patienten irrelevante 
Endparameter für die Wirksamkeit gewählt. Auch das ist vielfältig dokumentiert. Erst 
kürzlich hat eine Studie der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft und der 
Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Universitätsmedizin Mainz auf diese 
Zusammenhänge und die Formen der Einflussnahme auf Arzneimittelstudien durch 
pharmazeutische Unternehmen hingewiesen (Dtsch Ärztebl  107 (16): 279-85 und 107 
(17): 295-301). 
Darin heißt es: „Auf vielen Ebenen muss dafür gesorgt werden, dass kommerzielle 
Interessen nicht die Kenntnisse über eine wissenschaftlich korrekte Studienplanung,  
- durchführung und Publikation unterminieren.“ Ärzte und Ärztinnen, die an 
Arzneimittelstudien mitwirken, „sollten dabei zum Wohle der Patienten verstärkt 
Verantwortung übernehmen, indem sie den wirtschaftlichen Eigeninteresse der 
pharmazeutischen Unternehmen in Forschung und Klinik entgegenwirken.“  
 
Die Industrie hat primär Gewinninteressen. Sie entwickelt z.B. aus primär kommerziellen 
Gründen zu etwa 70 % sog. me too Präparate, die keinen oder nur einen geringen 



Zusatznutzen gegenüber herkömmlichen Therapien haben, während echte Innovationen 
eher die Ausnahme sind. An solchen Forschungen besteht kein wirkliches öffentliches 
Interesse und daran sollten sich u. E. öffentliche Forschungsinstitute wegen der 
Fehlallokation von Mitteln nicht beteiligen. 
 
Zu benennen sind weiterhin die vielfältigen Interessenskonflikte, denen klinische Forscher 
in der Zusammenarbeit mit Pharmaunternehmen ausgesetzt sind, und die ebenfalls ein 
Gefahr für die Unabhängigkeit und Objektivität der Forschung darstellen, ohne dass 
hierauf näher eingegangen werden kann. 
 
Angesichts dieser hier nur kurz skizzierten Fehlentwicklungen und Problemlage bedarf es 
u.E. dringend einer größeren Distanz zwischen akademischer Medizin und 
pharmazeutischer Industrie, vor allem aber einer größeren Sensibilität gegenüber dem 
berechtigten Verlangen der Öffentlichkeit nach weitgehender Transparenz der 
Beziehungen zwischen Akademie und  Pharmaindustrie. Ein Blick in die USA zeigt, welche 
Konsequenzen man inzwischen sowohl in der akademischen Medizin wie in der 
Gesetzgebung zieht, um Transparenz herzustellen und den unzulässigen Einfluss der 
Pharma- und Geräteindustrie auf die akademische Medizin einzudämmen.  
 
Die Universität Köln wäre u.E. daher gut beraten, den Rahmenvertrag offen zu legen. Sie 
könnte dadurch nur gewinnen und einen weiteren Imageschaden vermeiden. Mit dem 
Schutz von Freiheit der Forschung lässt sich die Weigerung der Universität, dies zu tun, 
nach unserem Kenntnisstand nicht begründen. Im Gegenteil. Gerade die Offenlegung 
würde das Vertrauen der (Fach-) Öffentlichkeit in die Unabhängigkeit und Integrität 
klinischer Forschung der Universität Köln gegenüber starken wirtschaftlichen Interessen 
stärken. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

 
Dr. Dieter Lehmkuhl 
Vorstandsmitglied IPPNW 


